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VVG-Synopse 

Neues VVG - Altes VVG 

Auszug: Vorschriften für die 

Unfallversicherung 

 

Neues VVG1 Altes VVG2 
Kapitel 7 

Unfallversicherung 
Vierter Abschnitt 

Unfallversicherung 

§ 178 
Leistung des Versicherers 

 

(1) Bei der Unfallversicherung ist der Versicherer verpflichtet, 
bei einem Unfall der versicherten Person oder einem 
vertraglich dem Unfall gleich gestellten Ereignis die 
vereinbarten Leistungen zu erbringen. 
(2) Ein Unfall liegt vor, wenn die versicherte Person durch ein 
plötzlich von außen auf ihren Körper wirkendes Ereignis 
unfreiwillig eine Gesundheitsschädigung erleidet. 

 

Die Unfreiwilligkeit wird bis zum Beweis des Gegenteils 
vermutet. 

 

§ 180a 
(Vermutung der Unfreiwilligkeit) 
(1) Hängt die Leistungspflicht des Versicherers davon ab, 
daß der Betroffene unfreiwillig eine 
Gesundheitsbeschädigung erlitten hat, so wird die 
Unfreiwilligkeit bis zum Beweise des Gegenteils vermutet. 

§ 179 
Versicherte Person 

§ 179 
(Versicherbare Personen) 

(1) Die Unfallversicherung kann für den Eintritt eines Unfalles 
des Versicherungsnehmers oder eines anderen genommen 
werden. Eine Versicherung gegen Unfälle eines anderen gilt 
im Zweifel als für Rechnung des anderen genommen. 
(2) Wird die Versicherung gegen Unfälle eines anderen von 
dem Versicherungsnehmer für eigene Rechnung genommen, 
ist zur Wirksamkeit des Vertrags die schriftliche Einwilligung 
des anderen erforderlich. Ist der andere geschäftsunfähig oder 
in der Geschäftsfähigkeit beschränkt oder ist für ihn ein 
Betreuer bestellt und steht die Vertretung in den seine Person 
betreffenden Angelegenheiten dem Versicherungsnehmer zu, 
kann dieser den anderen bei der Erteilung der Einwilligung 
nicht vertreten. 
(3) Soweit im Fall des Absatzes 2 nach diesem Gesetz die 
Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von 
rechtlicher Bedeutung sind, sind auch die Kenntnis und das 
Verhalten des anderen zu berücksichtigen. 

(1) Die Unfallversicherung kann gegen Unfälle, die dem 
Versicherungsnehmer, oder gegen Unfälle, die einem 
anderen zustoßen, genommen werden. 
(2) Eine Versicherung gegen Unfälle, die einem anderen 
zustoßen, gilt im Zweifel als für Rechnung des anderen 
genommen. Die Vorschriften der §§ 75 bis 79 finden 
entsprechende Anwendung. 
(3) Wird eine Versicherung gegen Unfälle, die einem anderen 
zustoßen, von dem Versicherungsnehmer für eigene 
Rechnung genommen, so ist zur Gültigkeit des Vertrags die 
schriftliche Einwilligung des anderen erforderlich. Ist der 
andere geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit 
beschränkt oder ist für ihn ein Betreuer bestellt und steht die 
Vertretung in den seine Person betreffenden 
Angelegenheiten dem Versicherungsnehmer zu, so kann 
dieser den anderen bei der Erteilung der Einwilligung nicht 
vertreten. 
(4) Soweit im Falle des Absatzes 3 die Kenntnis und das 
Verhalten des Versicherungsnehmers nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes von rechtlicher Bedeutung ist, kommt auch 
die Kenntnis und das Verhalten des anderen in Betracht. 

§ 180 
Invalidität 

 

Der Versicherer schuldet die für den Fall der Invalidität 
versprochenen Leistungen im vereinbarten Umfang, wenn die 

 

                                            
1  Vgl. Art. 1 des Gesetzes zur Reform des Versicherungsvertragsrechts, BGBl. I 2007, 2631; Überschriften sind amtliche 

Überschriften. 

2  "Gesetz über den Versicherungsvertrag in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7632-1, veröffentlichten 

bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 43 des GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetzes vom 26. März 2007 

(BGBl. I S. 378)"; bei den Überschriften in Klammern handelt es sich nicht um amtliche Überschriften. 
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körperliche oder geistige Leistungsfähigkeit der versicherten 
Person unfallbedingt dauerhaft beeinträchtigt ist. Eine 
Beeinträchtigung ist dauerhaft, wenn sie voraussichtlich länger 
als drei Jahre bestehen wird und eine Änderung dieses 
Zustandes nicht erwartet werden kann. 

§ 181 
Gefahrerhöhung 

 

(1) Als Erhöhung der Gefahr gilt nur eine solche Änderung der 
Umstände, die nach ausdrücklicher Vereinbarung als 
Gefahrerhöhung angesehen werden soll; die Vereinbarung 
bedarf der Textform. 
(2) Ergeben sich im Fall einer erhöhten Gefahr nach dem 
geltenden Tarif des Versicherers bei unveränderter Prämie 
niedrigere Versicherungsleistungen, gelten diese mit Ablauf 
eines Monats nach Eintritt der Gefahrerhöhung als vereinbart. 
Weitergehende Rechte kann der Versicherer nur geltend 
machen, wenn der Versicherungsnehmer die Gefahrerhöhung 
arglistig nicht angezeigt hat. 

 

§ 182 
Mitwirkende Ursachen 

 

Ist vereinbart, dass der Anspruch auf die vereinbarten 
Leistungen entfällt oder sich mindert, wenn Krankheiten oder 
Gebrechen bei der durch den Versicherungsfall verursachten 
Gesundheitsschädigung oder deren Folgen mitgewirkt haben, 
hat der Versicherer die Voraussetzungen des Wegfalles oder 
der Minderung des Anspruchs nachzuweisen. 

 

§ 183 
Herbeiführung des Versicherungsfalles 

§ 181 
(Vorsätzlich herbeigeführter 
Versicherungsfall) 

(1) Der Versicherer ist nicht zur Leistung verpflichtet, wenn im 
Fall des § 179 Abs. 2 der Versicherungsnehmer vorsätzlich 
durch eine widerrechtliche Handlung den Versicherungsfall 
herbeiführt. 
(2) Ist ein Dritter als Bezugsberechtigter bezeichnet, gilt die 
Bezeichnung als nicht erfolgt, wenn der Dritte vorsätzlich 
durch eine widerrechtliche Handlung den Versicherungsfall 
herbeiführt. 

(1) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
wenn im Falle des § 179 Abs. 3 der Versicherungsnehmer 
vorsätzlich durch eine widerrechtliche Handlung den Unfall 
herbeigeführt hat. 
(2) Ist ein Dritter als Bezugsberechtigter bezeichnet, so gilt 
die Bezeichnung als nicht erfolgt, wenn der Dritte vorsätzlich 
durch eine widerrechtliche Handlung den Unfall herbeiführt. 

§ 184 
Abwendung und Minderung des Schadens 

§ 183 
(Rettungspflicht) 

Die §§ 82 und 83 sind auf die Unfallversicherung nicht 
anzuwenden. 

Der Versicherungsnehmer hat für die Abwendung und 
Minderung der Folgen des Unfalls nach Möglichkeit zu 
sorgen und dabei die Weisungen des Versicherers zu 
befolgen, soweit ihm nicht etwas unbilliges zugemutet wird. 
Auf eine Vereinbarung, durch welche von dieser Vorschrift 
zum Nachteil des Versicherungsnehmers abgewichen wird, 
kann sich der Versicherer nicht berufen. 

§ 185 
Bezugsberechtigung 

§ 180 
(Kapitalversicherung) 

Ist als Leistung des Versicherers die Zahlung eines Kapitals 
vereinbart, sind die §§ 159 und 160 entsprechend 
anzuwenden. 

Ist als Leistung des Versicherers die Zahlung eines Kapitals 
vereinbart, so gelten die Vorschriften der §§ 166 bis 168. 

§ 186 
Hinweispflicht des Versicherers 

 

Zeigt der Versicherungsnehmer einen Versicherungsfall an, 
hat der Versicherer ihn auf vertragliche Anspruchs- und 
Fälligkeitsvoraussetzungen sowie einzuhaltende Fristen in 
Textform hinzuweisen. Unterbleibt dieser Hinweis, kann sich 
der Versicherer auf Fristversäumnis nicht berufen. 

 

§ 187 
Anerkenntnis 

 

 (1) Der Versicherer hat nach einem Leistungsantrag innerhalb 
eines Monats nach Vorlage der zu dessen Beurteilung 
erforderlichen Unterlagen in Textform zu erklären, ob und in 
welchem Umfang er seine Leistungspflicht anerkennt. Wird 
eine Invaliditätsleistung beantragt, beträgt die Frist drei 
Monate. 
(2) Erkennt der Versicherer den Anspruch an oder haben sich 
Versicherungsnehmer und Versicherer über Grund und Höhe 
des Anspruchs geeinigt, wird die Leistung innerhalb von zwei 
Wochen fällig. Steht die Leistungspflicht nur dem Grunde nach 
fest, hat der Versicherer auf Verlangen des 
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Versicherungsnehmers einen angemessenen Vorschuss zu 
leisten. 

§ 188 
Neubemessung der Invalidität 

 

(1) Sind Leistungen für den Fall der Invalidität vereinbart, ist 
jede Vertragspartei berechtigt, den Grad der Invalidität 
jährlich, längstens bis zu drei Jahren nach Eintritt des Unfalles, 
neu bemessen zu lassen. In der Kinderunfallversicherung 
kann die Frist, innerhalb derer eine Neubemessung verlangt 
werden kann, verlängert werden. 
(2) Mit der Erklärung des Versicherers über die 
Leistungspflicht ist der Versicherungsnehmer über sein Recht 
zu unterrichten, den Grad der Invalidität neu bemessen zu 
lassen. Unterbleibt diese Unterrichtung, kann sich der 
Versicherer auf eine Verspätung des Verlangens des 
Versicherungsnehmers, den Grad der Invalidität neu zu 
bemessen, nicht berufen. 

 

§ 189 
Sachverständigenverfahren, 
Schadensermittlungskosten 

 

Die §§ 84 und 85 Abs. 1 und 3 sind entsprechend 
anzuwenden. 

§ 184 (Sachverständigenverfahren) 
(1) Sollen nach dem Vertrag einzelne Voraussetzungen des 
Anspruchs aus der Versicherung oder das Maß der durch 
den Unfall herbeigeführten Einbuße an Erwerbsfähigkeit 
durch Sachverständige festgestellt werden, so ist die 
getroffene Feststellung nicht verbindlich, wenn sie offenbar 
von der wirklichen Sachlage erheblich abweicht. Die 
Feststellung erfolgt in diesem Falle durch Urteil. Das gleiche 
gilt, wenn die Sachverständigen die Feststellung nicht treffen 
können oder wollen oder sie verzögern. 
(2) Sind nach dem Vertrag die Sachverständigen durch das 
Gericht zu ernennen, so finden auf die Ernennung die 
Vorschriften des § 64 Abs. 2 entsprechende Anwendung. 
(3) Eine Vereinbarung, durch welche von der Vorschrift des 
Absatzes 1 Satz 1 abgewichen wird, ist nichtig. 
§ 185 (Ermittlungskosten)  
(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer die 
Kosten, welche durch die Ermittlung und Feststellung des 
Unfalls sowie des Umfanges der Leistungspflicht des 
Versicherers entstehen, insoweit zu erstatten, als ihre 
Aufwendung den Umständen nach geboten war. 

§ 190 
Pflichtversicherung 

 

Besteht für den Abschluss einer Unfallversicherung eine 
Verpflichtung durch Rechtsvorschrift, hat der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer unter Angabe der 
Versicherungssumme zu bescheinigen, dass eine der zu 
bezeichnenden Rechtsvorschrift entsprechende 
Unfallversicherung besteht. 

§ 185 (Ermittlungskosten)  
 (2) Besteht zum Abschluß einer Unfallversicherung eine 
gesetzliche Verpflichtung, so gilt § 158b Abs. 2 
entsprechend. 

§ 191 
Abweichende Vereinbarungen 

 

Von § 178 Abs. 2 Satz 2 und den §§ 181, 186 bis 188 kann 
nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers oder der 
versicherten Person abgewichen werden. 
 

§ 180a 
(Vermutung der Unfreiwilligkeit) 
 (2) Auf eine Vereinbarung, durch die von den Vorschriften 
des Absatzes 1 zum Nachteil des Betroffenen abgewichen 
wird, kann sich der Versicherer nicht berufen. 

 

 


